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Vorwort 

Durch das Gesetz zur Stärkung des Wettbewerbs in der gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV-WSG) wurden Wahltarife auch für 
Pflichtversicherte (§ 53 SGB V) eingeführt. Von besonderem Inte-
resse ist die Neuregelung in § 53 Abs. 4 SGB V. Danach kann die 
Krankenkasse in ihrer Satzung erstmals vorsehen, dass Pflichtmit-
glieder für sich und ihre Angehörigen Tarife für Kostenerstattung 
wählen können – eine solche Wahlmöglichkeit gab es in der Vergan-
genheit nicht. Durch ein Rundschreiben des Bundesversicherungs-
amts vom 13. März 2007 ist die Frage aufgeworfen worden, ob ge-
setzliche Krankenkassen nicht nur Wahltarife, sondern womöglich 
auch Zusatzversicherungen anbieten dürfen. Das Bundesversiche-
rungsamt ist nämlich der Auffassung, dass das Angebot eines Kos-
tenerstattungstarifes für Chefarztbehandlung und Zwei-Bett-Zimmer 
(in zugelassenen Krankenhäusern) keine Leistungsausweitung dar-
stelle, weil ärztliche Behandlung und Unterbringung Bestandteile 
der Krankenhausbehandlung seien.  

Diese Interpretation von § 53 Abs. 4 SGB V durchbricht die präzise 
Abgrenzung zwischen Wahltarifen und Zusatzversicherungen. Die 
vorliegende – von der DeBeKa angeregte – Untersuchung kommt 
auf der Grundlage einer breit angelegten, das europäische und das 
nationale Kartellrecht mit einbeziehenden Untersuchung, zu dem 
Ergebnis, dass die Auffassung des Bundesversicherungsamts aus 
einer Vielzahl von Gründen mit dem geltenden Recht nicht zu ver-
einbaren ist. Das ergibt sich teilweise aus dem Sozialrecht selbst, vor 
allem aber aus den Grundwertungen des europäischen Rechts (insbe-
sondere Art. 86 EG), aber auch dem Grundgesetz und dem Gesetz 
gegen den unlauteren Wettbewerb. Hinzu kommt, dass die GKV auf 
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dem Markt für Zusatzversicherungen ihre marktbeherrschende Stel-
lung nach europäischem und nationalem Kartellrecht durch ein An-
gebot solcher Versicherungen missbrauchen würde.  

Prof. Dr. Siegfried Klaue Berlin, 14. Dezember 2007 
Prof. Dr. Hans-Peter Schwintowski 
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A. Vorbemerkungen 

I. Zur Einführung 
Wettbewerb innerhalb der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) 
und zwischen der GKV und den Unternehmen der privaten Kranken-
versicherung (PKV) ist ein in den letzten Jahren breit diskutiertes 
Thema anlässlich jeder Reformdiskussion für das Gesundheitswesen. 
Es nimmt nicht Wunder, dass das Thema zwischen und innerhalb 
der gesellschaftlichen Gruppen innerhalb und außerhalb des Gesund-
heitswesens streitig ist.  

Schon mit dem zweiten GKV-Neuordnungsgesetz 1997 gab der Ge-
setzgeber den gesetzlichen Krankenkassen die Möglichkeit, mithilfe 
von Wahltarifen ihr Leistungsangebot zu differenzieren. Nach dem 
Regierungswechsel 1998 wurde die Bestimmung durch das GKV-
Solidaritätsgesetz aufgehoben mit der Begründung, diese für die 
PKV charakteristischen Instrumente seien mit den Prinzipien der 
solidarischen GKV nicht vereinbar. Mit dem GKV-Modernierungs-
gesetz wurden Wahltarife erneut thematisiert. Das Gesetz zur Stär-
kung des Wettbewerbs in der gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV-WSG) hat die Frage nach Wahltarifen und Zusatzversicherun-
gen zur gesetzlichen Krankheitsvollversicherung mit den Änderungen 
insbesondere zu § 53 SGB V zur Debatte gestellt. Zusatzversiche-
rungen und Wahltarife für die gesetzliche Krankheitsvollversicherung 
sind innerhalb und außerhalb der GKV sehr umstritten.1 Dabei ver-
                                                 
1 Siehe die gemeinsame Stellungnahme der GKV-Verbände zum Entwurf 

eines GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetzes (GKV-WSG), BT-Drucks. 
16 / 3100 vom 24.10.2006 und das WIP-Diskussionspapier 4 / 07, Wahl-


